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Im Zuge der Wiedereröffnung von Schulen und Universitäten im ganzen Land hat die Nationale
Bildungsgewerkschaft (NEU) den regierenden Tory-MinisterInnen „extreme Fahrlässigkeit“
vorgeworfen. Die NEU argumentiert, dass Schulen und Universitäten im Unklaren gelassen wurden,
wie sie mit einer zweiten Welle von SARS-CoV-2 umgehen sollen, und Familien aufgrund eines
Mangels an einem tragfähigen Rückverfolgungssystem im Stich gelassen werden.

Gefahren

Es waren turbulente Wochen für den glücklosen Bildungsminister Gavin Williamson nach Fiasko
beim Abschluss von Abitur und Mittlerer Reife. Der Labour-Vorsitzende Keir Starmer warnte davor,
dass die Prüfungskrise die geplante Wiedereröffnung der Schulen „gefährdet“, hatte aber zuvor
erklärt, er erwarte, dass alle Kinder ungeachtet der Risiken noch in diesem Monat wieder zur Schule
gehen: „Ohne Wenn und Aber, ohne Zweideutigkeit“.

Die Haltung des Labour-Vorsitzenden beunruhigte viele BildungsmitarbeiterInnen, die nicht darauf
vertrauen, dass ihre Klassenzimmer gegen das Virus gesichert sind. Angesichts der derzeitigen
Verbreitung von Covid-19 in Großbritannien besteht ein erhebliches Risiko, dass sich jede/r
SchülerIn oder jedes Mitglied des Lehrkörpers, der/die/das während des Herbstsemesters
wöchentliche Präsenzveranstaltungen besucht, mit dem Virus infizieren könnte. Professor Neil
Ferguson (Epidemiologe am Imperial College in London) hat einen Anstieg der Infektionsrate um bis
zu 50 % vorhergesagt, wenn die Sekundarschulen in diesem Herbst wieder vollständig geöffnet
werden.

Eine Reihe von Ausbrüchen in Deutschland und der jüngste Vorfall an einer Schule in Dundee
machen deutlich, welche Rolle Schulen bei der Verbreitung des Virus spielen können. Es gibt immer
noch vieles, was wir über die Übertragung von Infektionen in Schulen nicht wissen, doch jüngste
Forschungsergebnisse legen nahe, dass Aerosole (kleine Tröpfchen in der Luft) ein gefährliches
Mittel zur Übertragung sind. Dieses Risiko nimmt stark zu, je länger Menschen in geschlossenen
Räumen zusammenbleiben.

Als die Regierung im Juni versuchte, die Grundschulen unter Druck zu setzen, damit sie in großem
Stil wieder geöffnet werden, sprachen die Bildungsgewerkschaften über das Fehlen einer
angemessenen Vorbereitung, von Ressourcen und Richtlinien. Drei Monate später gab es keine
Fortschritte, und das „Weltklasse“-Verfolgungssystem wurde von den Privatunternehmen, die mit
dem Vertrag Millionen verdienten, nie verwirklicht. Anträge auf vertrauensbildende Tests für
SchülerInnen und LehrerInnen auf Verlangen wurden vom Minister für Schulstandards Nick Gibb
abgelehnt. Dies untermauert die realen Befürchtungen, die das Bildungspersonal, ihre
Gewerkschaften und Eltern für eine unsichere Herbstsemesterzeit hegen.

Soziale Folgen und Klassenspaltung

Die Wahrscheinlichkeit weiterer Sperrungen hat auch die LehrerInnen wegen der unrealistischen
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Erwartungen für die Prüfungen im nächsten Jahr beunruhigt. Die Regierung und staatlichen
Prüfungsämter haben einige kleinere Änderungen an den Realschul- und Abiturprüfungen
vorgenommen, die 2021 abgelegt werden sollen, aber SARS-CoV-2 wird nicht auf einen Schlag
besiegt werden. Der krasse Versuch, die Prüfungsergebnisse in diesem Jahr zu manipulieren, war
nicht das erste Mal, dass sich gezeigt hat, wie das Prüfungssystem die Klassenspaltung
institutionalisiert. 2012 erhielten überwiegend SchülerInnen ethnischer Minderheiten und aus der
ArbeiterInnenklasse schlechtere Noten, um eine „Inflation besserer Noten“ zu vermeiden. Der
Beurteilungsprozess für Realschulabschlüsse und Abiturzeugnisse erfordert eine radikale
Überarbeitung und die Prüfungen sollten abgeschafft werden. Das System der nicht bestandenen
Prüfungen hat sich in den letzten zehn Jahren dahingehend geändert, dass es sich auf
Abschlussprüfungen konzentriert und alle anderen Formen der Bewertung ausschließt. Die
kontinuierliche Beurteilung hat sich als eine weitaus wirksamere Methode erwiesen, um die
kreativen Möglichkeiten jedes jungen Menschen zu entwickeln. LehrerInnenbeurteilungen sollten
weiterhin eine wichtige Rolle bei der Benotung spielen.

Es ist wahrscheinlich, dass es eine weitere Hinwendung zum Lernen aus der Ferne geben wird. Der
Übergang zur Technologie während der Abriegelung hat die krasse digitale Kluft offenbart, die in
unseren Schulen und Hochschulen besteht. Es wurde weiter gelernt, aber nicht alle SchülerInnen
konnten von zu Hause darauf zugreifen. Daten des Landesstatistikamts (ONS), die 2019
veröffentlicht wurden, zeigen uns, dass etwa 700.000 Kinder im Alter von 11 bis 18 Jahren in
Großbritannien angaben, zu Hause keinen Internetzugang von einem Computer oder Tablet-PC zu
haben. Im August wurde berichtet, dass nur ein Drittel der benachteiligten Kinder, denen von
Williamson im April kostenlose Laptops versprochen worden waren, diese auch erhalten hatten.

Drohung mit Geldstrafen

Premierminister Boris Johnson hat die vollständige Wiedereröffnung der Schulen als einen „absolut
lebenswichtigen“ Schritt für die Überwindung der Abriegelung des Landes bezeichnet. Die
Regierung hat mit der Verhängung von Geldstrafen gedroht, falls die Kinder nicht in die
Klassenzimmer zurückkehren. In einem von 250 Kinder- und JugendpsychiaterInnen unterzeichneten
Schreiben appellieren sie an die Regierung, die Geldstrafen fallen zu lassen, und argumentieren:
„Dies könnte schwerwiegende Folgen für ihre psychische Gesundheit haben, vor allem, wenn sie um
die Behütung durch die Familie besorgt sind. Bußgelder könnten die Familien finanziell stärker
belasten, da wir uns in einer Rezession befinden, was die psychische Gesundheit von Kindern und
Eltern ernsthaft beeinträchtigen könnte.“

Die von Johnson geäußerte Besorgnis über die Priorität, dass Kinder „zur Überbrückung der
Ungleichheit“ wieder in die Schule gehen sollten, klingt noch hohler, nachdem die Regierung in den
Sommerferien die kostenlose Schulspeisung gestrichen und die Abiturergebnisse der staatlichen
SchülerInnen herabgestuft hat. Die gesamte Stoßrichtung dieser Politik ist darauf ausgerichtet, die
Eltern wieder an den Arbeitsplatz zu bringen, nicht auf Gesundheit und Sicherheit.

Starmer erwies sich auch als ein lautstarker Einpeitscher für das Großkapital während der Sperren
und setzte sich vehement dafür ein, dass die Schulen gegen den Rat der LehrerInnen im Juni wieder
geöffnet werden. Die damalige Schattenbildungsministerin Rebecca Long-Bailey schloss sich dem
Sicherheit-geht-vor-Ansatz der LehrerInnengewerkschaften an und wurde daraufhin von Starmer
unter einem fadenscheinigen Vorwand entlassen. Die Labour-Führung weigerte sich, die
Forderungen der Gewerkschaften nach dem Tragen von Masken in den Schulen zu unterstützen,
aber als die Regierung die Presse darüber informierte, dass eine Kehrtwende bevorsteht, änderte
die neue Schattenbildungsministerin Kate Green rasch ihre Haltung. Die Labour-Partei hat
LehrerInnen und SchülerInnen bei der sicheren Rückkehr in die Schulen im Stich gelassen.



Widerstand organisieren

Eltern, SchülerInnen und die Bildungsgewerkschaften sollten sich gemeinsam organisieren, um
Gesundheits- und Sicherheitsinspektionen und Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit in
Schulen zu kontrollieren. Risikobeurteilungen sollten individuell gestaltet und in Absprache mit den
Gewerkschaften regelmäßig aktualisiert werden. Wir brauchen eine drastische Reduzierung der
Klassengrößen, um physische Distanz und einen verbesserten Unterricht zu erleichtern.
Regelmäßige Tests sind unerlässlich, um Ausbrüche zu erkennen und die Ausbreitung des Virus zu
verhindern, und wir müssen weiterhin Tests auf Wunsch fordern. Grundsätzlich sollten sich Eltern,
SchülerInnen und LehrerInnen organisieren, um Schulen zu schließen, in denen ihre
Sicherheitsbedenken nicht berücksichtigt werden. Bildungsgewerkschaften müssen bereit sein,
Mitglieder zu unterstützen, die sich weigern, unter unsicheren Bedingungen zu arbeiten.

Die SozialistInnen in den Gewerkschaften und der Labour-Partei sollten sich für einen öffentlichen
Ansatz bei einer allgemeinen Gesundheitskrise einsetzen. Sie sollten die Forderung nach einer
Verlängerung des Beurlaubungs- und Räumungsverbotes, den Erlass der Mietschulden, die
Kontrolle der ArbeiterInnen über die Arbeitsbedingungen und keine Geldstrafen für besorgte
BetreuerInnen und Eltern unterstützen. Unsere Gemeinden brauchen keine gefährlich verfrühte
Rückkehr zum Unterricht von Angesicht zu Angesicht ohne angemessene Sicherheitsmaßnahmen.
Sie brauchen eine national koordinierte Reaktion auf das SARS-CoV-2-Virus, die die Menschen vor
den Profit stellt.


